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Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Roth-Weißenburg i.Bay. 
Johann-Strauß-Straße 1 
91154 Roth 

Telefon 09171/842-0 
Telefax 09171/842-1070 
E-Mail poststelle@aelf-rw.bayern.de 
Internet www.aelf-rw.bayern.de 

Besuchszeiten 
Mo. - Do. 08:00 - 16:00 Uhr 

Fr. 08:00 -  12:00 Uhr 
und nach Vereinbarung 

 
   

 

 

 

AELF RW, Johann-Strauß-Straße 1, 91154 Roth  
 
  

g.doll@haertfelder-it.de 
 

Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom 
g.doll Mail vom 22.3.23 

Bitte bei Antwort angeben 
4612-67-5  

  
Gemeinde Kirchensittenbach 
Rathausgasse 1 
91241 Kirchensittenbach 

Name 
Horst Meier 

  Telefon 
  09171/842-2020 

Telefax 
09171/842-1070 

E-Mail 
poststelle@aelf-rw.bayern.de 

 

 
  Hersbruck, 03.05.2023 

   
   

 
 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Freiflächenphotovoltaikanlage Treuf“ 
 
Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange ge-
mäß § 4 Abs. 1 BauGB sowie Abstimmung mit den Nachbargemeinden gemäß § 2 
Abs. 2 BauGB 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
im Folgenden die Stellungnahmen der Bereiche Landwirtschaft und Forsten im Formular „Be-
teiligung Träger öffentlicher Belange“ 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. 
Horst Meier, LAR 
 
 
 

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung 
(§ 4 Abs. 1 Baugesetzbuch) 

 
Wichtiger Hinweis: 
Mit der Beteiligung wird Ihnen als Träger öffentlicher Belange die Gelegenheit zur Stellungnahme  im Rahmen Ihrer Zuständig-

keit zu einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stellungnahme ist es, der Gemeinde die notwendigen Informationen 

für ein sachgerechtes und optimales Planungsergebnis zu verschaffen. Die Stellungnahme ist zu begründen; die Rechtsgrundlagen 

sind anzugeben, damit die Gemeinde den Inhalt nachvollziehen kann. Die Abwägung obliegt der Gemeinde. 
 
1.   
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  Flächennutzungsplan  im Bereich Freiflächenphotovoltaikanlage Treuf 
 
      mit (integriertem) Landschaftsplan 
 
 

  Bebauungsplan   
 
  mit Grünordnungsplan 
  dient der Deckung dringenden Wohnbedarfs   ja   nein 

 

  Satzung über den Vorhaben- und Erschließungsplan  
 
 

  Sonstige Satzung   
 

 

  Frist für die Stellungnahme (§ 4 BauGB): 5.5.23 
 
  Frist: 1 Monat (§ 4 Abs. 2 BauGB-MaßnahmenG) 
 

 
2. Träger öffentlicher Belange 

 

 AELF Roth-Weißenburg i.Bay. 
 Johann-Strauß-Straße 1 
 91154 Roth 
 
 
  

 
Sachbearbeiter:            Horst Meier,  
Dienstgebäude:            Amberger Straße 54, 91217 Hersbruck 

 Telefon:   09171/842-2020 
 Telefax:     09171/842-1070 
 E-Mail:     poststelle@aelf-rw.bayern.de 
 
 Name/Stelle des Trägers öffentlicher Belange (mit Anschrift und Tel. Nr.) 

 
2.1  Keine Einwände       Auf eine weitere Beteiligung im Verfahren nach  
                                                         § 3 Abs. 2 BauGB (öffentliche Auslegung) wird verzichtet. 
 

 
2.2  Ziele der Raumordnung und Landesplanung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 

Abs. 4 BauGB auslösen 
   
 
 

2.3  Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren kön-
nen, mit Angabe des Sachstands 

   
Keine. 

 

2.4  Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die 

im Regelfall in der Abwägung nicht überwunden werden können (z. B. Landschafts- oder 

Wasserschutzgebietsverordnungen) 
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  Einwendungen 
 
   
 
  Rechtsgrundlagen 
 
   
 
 
  Möglichkeiten der Überwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen) 
 
   
 
 
2.5  Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit 

zu dem o.g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. 
Rechtsgrundlage 

   
 
Stellungnahme Bereich Landwirtschaft, Meier, LAR: 
 
Inanspruchnahme von landwirtschaftlicher Nutzfläche 
 
Der Geltungsbereich der Photovoltaikanlage umfasst die Grundstücke mit den  
Flurnummern 197, 198 und 172 in der Gemarkung Treuf.  
Durch die Planung wird landwirtschaftliche 8,49 ha Nutzfläche beansprucht und für einen län-
geren Zeitraum aus der landwirtschaftlichen Nutzung genommen und steht zukünftig für die 
Erzeugung von Lebens- und Futtermitteln nicht mehr zur Verfügung. 
Es handelt sich um überwiegend Lehmboden. Die Ackerzahlen (vergleichender Maßstab der 
ackerbaulichen Bodengüte) liegen mit dem überwiegend größeren Teil der Fläche zwischen 
20 und 27 Punkt und damit deutlich unter dem Landkreisdurschnitt. Zum flächenmäßigen klei-
neren Teil mit 42, leicht über dem Durchschnitt im Landkreis. Die Durchschnittliche Ackerzahl 
im Nürnberger Land liegt bei 40 Punkten und die durchschnittliche Grünlandzahl liegt im Nürn-
berger Land bei 41 Punkten. 
Die Flächenzuschnitte und -größen sind für die landwirtschaftliche Bewirtschaftung vorteilhaft. 
 
Besonders der Wegfall von ackerbaulichen besseren Standorten ist aus agrarstruktureller 
Sicht kritisch zu sehen.  
 
Wenn Flächen (auch mit unterdurchschnittlicher Bonität) wegfallen, ist das für die betroffenen 
landwirtschaftlichen Betriebe in der Regel schwierig zu kompensieren, da die Ertragsfähigkeit 
der Flächen nur zum Teil die Notwendigkeit für die Betriebe wiederspiegelt (Wegfall von Fut-
terflächen, Ausgleichszahlungen usw.) Das Angebot an landwirtschaftlichen Flächen am 
Pachtmarkt ist begrenzt. 
Auch wenn dies nicht zu einer direkten Existenzgefährdung landwirtschaftlicher Betriebe führt, 
ist es in der Regel doch eine Verringerung der Betriebsgrundlage mit einhergehenden finanzi-
ellen Verlusten. 
 
Hinweis für zukünftige Planungen in diesem Zusammenhang:  
Mit der Inanspruchnahme von landwirtschaftlichem Grund und Boden sollte sparsam und scho-
nend umgegangen werden. Es sollten vorrangig bereits versiegelte Flächen (Großparkplätze, 
Industriehallen, Dachflächen etc.) für den Ausbau der erneuerbaren Energien her- 
angezogen werden. Evtl. wären Agri-Photovoltaikanlagen eine Alternative. 
 
  
Erreichbarkeit von Nutzflächen und Hofstellen 
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Die Erreichbarkeit von Hofstellen wird nicht beeinträchtigt. 
Die Erreichbarkeit der angrenzenden Flurstücke während der Bauphase ist zu gewährleisten.  
Falls die Wege durch Baustellenfahrzeuge beschädigt werden, sind diese wieder instand zu 
setzen. 
Die Erreichbarkeit der angrenzenden Flurstücke (z.B. 194, 192, 172/2, 171(?), bisher Gewohn-
heitsrecht, Notwegerecht o.ä.(?)) ist zu gewährleisten. Bei Änderung des Wegenetzes ist auf 
die mögliche Anbindung der Flurstücke zu achten. Dabei sind Zufahrten und Weg ausreichend 
zu dimensionieren, damit mit üblicher landwirtschaftlicher Technik die Flächen angefahren wer-
den können. 
 
Bewirtschaftung von Nutzflächen 
  
Staubentwicklung u. ä. durch die ortsübliche Bewirtschaftung der angrenzenden Nachbarflä-
chen ist möglich und hinzunehmen. 
Eine Verschlechterung der Bewirtschaftbarkeit der angrenzenden Nachbarflächen z.B. Vernäs-
sungen oder Austrocknung, Beschattung, Beeinträchtigung durch Heckenwuchs usw.) ist aus-
zuschließen. 
Bei der Einzäunung der Photovoltaikanlagen sind die Grenzabstände so zu wählen, dass eine 
Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen konfliktlos möglich ist. 
 
Raumansprüche der Betriebe 
Keine. 
  
Widmung des Gebietes 
 
Die Flächen werden als Sondergebiet ausgewiesen.  
 
Rückbau 
Es sollte sichergestellt werden, dass nach Beendigung der Vertragslaufzeit beziehungsweise 
der Einstellung der Stromerzeugung mit der Freiflächenphotovoltaik, für den Betreiber der An-
lage eine Rückbauverpflichtung mit Rekultivierung (im Sinne des Bodenschutzgesetzes) der 
Fläche besteht und eine landwirtschaftliche Nutzung als Acker bzw. Grünland, den ursprüngli-
chen Ausgangsbedingungen entsprechend, ermöglicht wird. Ein Schad- oder Gefahrenstoffein-
trag auf den Flächen ist zu vermeiden. 
 
Wir verweisen auf die Hinweise des Bayerischen Staatsministerium für Wohnen,  
Bau und Verkehr für die Bau- und landesplanerische Behandlung von Freiflächen- 
Photovoltaikanlagen vom 10.12.2021.   
 
Insbesondere auf Pkt. 1.8 Rückbau von PV-Freiflächenanlagen / Vorhabenbezogener Bebau-
ungsplan ff. 
… 
Bei einer dauerhaften Nutzungsaufgabe der PV-Freiflächenanlage kann auch eine landwirtschaftliche An-

schlussnutzung durch entsprechende Vereinbarungen im Durchführungsvertrag zwischen Kommune und 

Vorhabenträger sichergestellt werden (s.o.). Nach einem Rückbau der Anlage können die Flächen grund-

sätzlich (wieder) uneingeschränkt landwirtschaftlich genutzt werden. Aus agrarstruktureller Sicht sollte 

bevorzugt eine möglichst uneingeschränkte landwirtschaftliche Nutzung erfolgen, um den Erhalt wert-

voller landwirtschaftlicher Nutzflächen sicherzustellen und den Flächenentzug für die Landwirtschaft 

möglichst gering zu halten. Ausgehend von einer vor der PV-Nutzung praktizierten landwirtschaftliche 

Nutzung handelt es sich im Kern eben nicht um eine Folgenutzung, sondern um die Wiederaufnahme der 

ursprünglichen Bewirtschaftung. Das Bewirtschaftungs- bzw. Pflege- und Ausgleichskonzept für die Zeit 

der Nutzung der Fläche als PV-Anlage ist aus agrarstruktureller Sicht auf die Wiederaufnahme einer mög-

lichst ungestörten landwirtschaftlichen Nutzung möglichst im Umfang der ursprünglich in Anspruch ge-

nommenen Fläche auszurichten. Es ist zudem ausgeschlossen, dass während der Zeit der Nutzung als PV-

Anlage Dauergrünland entsteht, für das das Umwandlungsverbot nach Art. 3 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 Bay-

NatSchG gilt (s. u.). Dieses ist nur dann einschlägig, wenn eine Fläche dauerhaft als Wiese, Mähweide 
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oder Weide genutzt wird. Das Verbot setzt eine landwirtschaftliche Nutzung der Fläche voraus. Bei Pho-

tovoltaik-Freiflächenanlagen, die vorrangig der Erzeugung von Strom aus Sonnenenergie dienen und bei 

denen Beweidung oder Mahd zur Pflege der Anlagefläche erfolgt (Ausnahme Agri-PV-Anlagen – weitere 

Ausführungen hierzu vgl. Gl. Nr. 3.3.) liegt eine solche landwirtschaftliche Nutzung nicht vor. Nach Ent-

fernung der PV-Anlage von der Fläche kann diese daher frühestens nach einer mindestens fünfjährigen 

landwirtschaftlichen (Nach-)Nutzung als Wiese, Mähweide oder Weide fünf Jahren zu Dauergrünland im 

Sinne des Art. 3 Abs. 4 Satz 2 BayNatSchG werden. 

… 
 
Eingriffsausgleich 
 
 
Wir verweisen auf die Hinweise des Bayerischen Staatsministerium für Wohnen,  
Bau und Verkehr für die Bau- und landesplanerische Behandlung von Freiflächen- 
Photovoltaikanlagen vom 10.12.2021.   
 
Insbesonder auf Pkt. 1.9 ff. 
 
…. 
bb) Vermeidung durch ökologische Gestaltungs- und Pflegemaßnahmen 

Durch ökologisch hochwertige Gestaltungs- und Pflegemaßnahmen auf der Anlagenfläche können erheb-

liche Beeinträchtigungen des Naturhaus-halts minimiert werden. Werden die Gestaltungs- und Pflege-

maßnahmen im Optimalfall flächendeckend umgesetzt, können erhebliche Beeinträchtigungen des Na-

turhaushalts komplett vermieden werden. 

Unter ökologisch hochwertig gestalteten und gepflegten PV-Freiflächenanlagen sind grundsätzlich Anla-

gen zu verstehen, auf denen ein extensiv genutztes, arten- und blütenreiches Grünland entwickelt und 

gepflegt 

- 25 - 

wird, das sich in Arten- und Strukturausstattung am Biotoptyp „Mäßig extensiv genutztes, artenreiches 
Grünland“ (= BNT G212) orientiert (s. a. Gl. Nr. 1.8. zur Nachnutzung). Darüber hinaus sind ergänzende 

Maßnahmen zur Einbindung in die Landschaft in Abhängigkeit von den konkreten örtlichen Verhältnissen 

erforderlich (s. c Vermeidung und Ausgleich Landschaftsbild). 

Für die Entwicklung und Pflege von arten- und blütenreichem Grünland sind folgende Maßgaben zu be-

achten: 

o Grundflächenzahl (= GRZ = Maß der baulichen Nutzung) ≤ 0,5 

o zwischen den Modulreihen mind. 3 m breite besonnte Streifen 

o Modulabstand zum Boden mind. 0,8 m 

o Begrünung der Anlagenfläche unter Verwendung von Saatgut aus gebietseigenen Arten bzw. lokal ge-

wonnenen Mähgut, 

o keine Düngung, 

o kein Einsatz von Pflanzenschutzmitteln, 

o 1- bis 2- schürige Mahd (Einsatz von insektenfreundlichen Mäh-werk, Schnitthöhe 10 cm) mit Entfer-

nung des Mähguts oder/auch 

o standortangepasste Beweidung oder/auch 

o Kein Mulchen 

Die Erfolgsaussichten für die dauerhafte Etablierung und den Erhalt von extensiv genutztem, artenreichen 

Grünland hängt maßgeblich von den örtlichen Standortbedingungen sowie einer standortgerechten Pflege 

ab. Insbesondere kann sich eine arten- und blütenreiche Vegetation nur bei passender Nährstoffversor-

gungssituation einstellen. Bei Standorten, auf denen der Boden aufgrund der vorherigen Nutzung als 

Acker oder intensiv genutztes Grünland hohe Nährstoffvorräte besitzt, wird dies ggf. wäh-rend der Ent-

wicklungsphase zusätzliche Mahddurchgänge im Sinne von Schröpfschnitten erfordern. 

Bei Einhaltung dieser Maßgaben und Umsetzung der genannten Maßnahmen kann, wenn der Aus-

gangszustand der Anlagenfläche gemäß Biotopwertliste als „intensiv genutzter Acker“ (BNT A11 
gemäß Biotopwert-liste) und/oder „intensiv genutztes Grünland“ (BNT G11 gemäß Biotopwert-
liste) einzuordnen ist, davon ausgegangen werden, dass i.d.R. keine erheblichen Beeinträchtigungen 

des Naturhaushalts verbleiben. In diesen Fällen entsteht kein Ausgleichsbedarf. 
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Auf die o.g. Vermeidungsmaßnahmen wurde in der Planung verzichtet, da die Planung die 
Grundflächenzahl 0,6 aufweist. 
Es wurde dann ein rechnerischer Ausgleich ermittelt von 60368 WP, der reduziert mit Vermei-
dungsmaßnahmen auf 48295 WP festgelegt wurde. Für die Ausgleichsmaßnahmen wurde ein 
rechnerischer Ausgleich von 55494 ermittelt. Damit eine „Überkompensation“ von 7199 WP. 
Diese WP sollten im Ökokonto festgehalten werden und für anderen Ausgleichsbedarf zur Ver-
fügung stehen. 
 
Aus Sicht des sparsamen Flächenverbrauches von landwirtschaftlichen Nutzflächen insgesamt 
wäre eine Planung wünschenswert, die dem o.g. Rechnung trägt. 
 
In diesem Zusammenhang erfolgt hier noch der Hinweis auf § 1a Absatz 2 BauGB und auf das 
Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) Aus-
fertigungsdatum: 29.07.2009, § 15 Verursacherpflichten, Unzulässigkeit von Eingriffen; Ermäch-
tigung zum Erlass von Rechtsverordnungen wonach mit landwirtschaftlichen Nutzflächen grund-
sätzlich sparsam umzugehen ist. Im Vorfeld sollte sichergestellt werden, dass die umgewidme-
ten Ausgleichsflächen dauerhaft den Ackerstatus behalten, unabhängig jegliche botanische Ent-
wicklung und Eintragung ins Ökoflächenkataster.  
 
Es sollten alle Möglichkeiten zur Reduzierung der Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen 
Nutzflächen ausgeschöpft werden. (z.B. Minimierungsmaßnahmen, multifunktionalem Aus-
gleich, Entsiegelungsmaßnahmen, sonstige Rückbaumaßnahmen oder Aufwertungsmaßnah-
men auf bereits vorhandenen Ausgleichs- und Biotopflächen). 
 
 
Ökokontoflächen 
 
Überschüssige Wertpunkte aus den Verfahren sollten in ein Ökokonto gegeben werden.  
Einbindung des AELF Roth-Weißenburg i. B. bei der Ausweisweisung von Ökokontoflächen, 
wenn diese auf landwirtschaftlichen Flächen entstehen. 
 
 

 
 
Stellungnahme Bereich Forsten, Jüstl, FR: 
 
Wir verweisen auf unsere ausführliche Stellungnahme zum Bebauungsplan. 
 
 
 
 
 
 
 
 

Hersbruck, den  03.05.2023 
 
gez. Horst Meier 
LAR 
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Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Roth-Weißenburg i.Bay. 
Johann-Strauß-Straße 1 
91154 Roth 

Telefon 09171/842-0 
Telefax 09171/842-1070 
E-Mail poststelle@aelf-rw.bayern.de 
Internet www.aelf-rw.bayern.de 

Besuchszeiten 
Mo. - Do. 08:00 - 16:00 Uhr 

Fr. 08:00 -  12:00 Uhr 
und nach Vereinbarung 

 
   

 

 

 

AELF RW, Johann-Strauß-Straße 1, 91154 Roth  
 
  

g.doll@haertfelder-it.de 
 

Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom 
g.doll Mail vom 22.3.23 

Bitte bei Antwort angeben 
4612-67-5  

  
Gemeinde Kirchensittenbach 
Rathausgasse 1 
91241 Kirchensittenbach 

Name 
Horst Meier 

  Telefon 
  09171/842-2020 

Telefax 
09171/842-1070 

E-Mail 
poststelle@aelf-rw.bayern.de 

 

 
  Hersbruck, 03.05.2023 

   
   

 
 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Freiflächenphotovoltaikanlage Treuf“ 
 
Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange ge-
mäß § 4 Abs. 1 BauGB sowie Abstimmung mit den Nachbargemeinden gemäß § 2 
Abs. 2 BauGB 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
im Folgenden die Stellungnahmen der Bereiche Landwirtschaft und Forsten im Formular „Be-
teiligung Träger öffentlicher Belange“ 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. 
Horst Meier, LAR 
 
 
 

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung 
(§ 4 Abs. 1 Baugesetzbuch) 

 
Wichtiger Hinweis: 
Mit der Beteiligung wird Ihnen als Träger öffentlicher Belange die Gelegenheit zur Stellungnahme  im Rahmen Ihrer Zuständig-

keit zu einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stellungnahme ist es, der Gemeinde die notwendigen Informationen 

für ein sachgerechtes und optimales Planungsergebnis zu verschaffen. Die Stellungnahme ist zu begründen; die Rechtsgrundlagen 

sind anzugeben, damit die Gemeinde den Inhalt nachvollziehen kann. Die Abwägung obliegt der Gemeinde. 
 
1.   
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  Flächennutzungsplan   
 
      mit (integriertem) Landschaftsplan 
 
 

  Bebauungsplan  Freiflächenphotovoltaikanlage Treuf 
 
  mit Grünordnungsplan 
  dient der Deckung dringenden Wohnbedarfs   ja   nein 

 

  Satzung über den Vorhaben- und Erschließungsplan  
 
 

  Sonstige Satzung   
 

 

  Frist für die Stellungnahme (§ 4 BauGB): 5.5.23 
 
  Frist: 1 Monat (§ 4 Abs. 2 BauGB-MaßnahmenG) 
 

 
2. Träger öffentlicher Belange 

 

 AELF Roth-Weißenburg i.Bay. 
 Johann-Strauß-Straße 1 
 91154 Roth 
 
 
  

 
Sachbearbeiter:            Horst Meier,  
Dienstgebäude:            Amberger Straße 54, 91217 Hersbruck 

 Telefon:   09171/842-2020 
 Telefax:     09171/842-1070 
 E-Mail:     poststelle@aelf-rw.bayern.de 
 
 Name/Stelle des Trägers öffentlicher Belange (mit Anschrift und Tel. Nr.) 

 
2.1  Keine Einwände       Auf eine weitere Beteiligung im Verfahren nach  
                                                         § 3 Abs. 2 BauGB (öffentliche Auslegung) wird verzichtet. 
 

 
2.2  Ziele der Raumordnung und Landesplanung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 

Abs. 4 BauGB auslösen 
   
 
 

2.3  Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren kön-
nen, mit Angabe des Sachstands 

   
Keine. 

 

2.4  Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die 

im Regelfall in der Abwägung nicht überwunden werden können (z. B. Landschafts- oder 

Wasserschutzgebietsverordnungen) 
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  Einwendungen 
 
   
 
  Rechtsgrundlagen 
 
   
 
 
  Möglichkeiten der Überwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen) 
 
   
 
 
2.5  Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit 

zu dem o.g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. 
Rechtsgrundlage 

   
 
Stellungnahme Bereich Landwirtschaft, Meier, LAR: 
 
Inanspruchnahme von landwirtschaftlicher Nutzfläche 
 
Der Geltungsbereich der Photovoltaikanlage umfasst die Grundstücke mit den  
Flurnummern 197, 198 und 172 in der Gemarkung Treuf.  
Durch die Planung wird landwirtschaftliche 8,49 ha Nutzfläche beansprucht und für einen län-
geren Zeitraum aus der landwirtschaftlichen Nutzung genommen und steht zukünftig für die 
Erzeugung von Lebens- und Futtermitteln nicht mehr zur Verfügung. 
Es handelt sich um überwiegend Lehmboden. Die Ackerzahlen (vergleichender Maßstab der 
ackerbaulichen Bodengüte) liegen mit dem überwiegend größeren Teil der Fläche zwischen 
20 und 27 Punkt und damit deutlich unter dem Landkreisdurschnitt. Zum flächenmäßigen klei-
neren Teil mit 42, leicht über dem Durchschnitt im Landkreis. Die Durchschnittliche Ackerzahl 
im Nürnberger Land liegt bei 40 Punkten und die durchschnittliche Grünlandzahl liegt im Nürn-
berger Land bei 41 Punkten. 
Die Flächenzuschnitte und -größen sind für die landwirtschaftliche Bewirtschaftung vorteilhaft. 
 
Besonders der Wegfall von ackerbaulichen besseren Standorten ist aus agrarstruktureller 
Sicht kritisch zu sehen.  
 
Wenn Flächen (auch mit unterdurchschnittlicher Bonität) wegfallen, ist das für die betroffenen 
landwirtschaftlichen Betriebe in der Regel schwierig zu kompensieren, da die Ertragsfähigkeit 
der Flächen nur zum Teil die Notwendigkeit für die Betriebe wiederspiegelt (Wegfall von Fut-
terflächen, Ausgleichszahlungen usw.) Das Angebot an landwirtschaftlichen Flächen am 
Pachtmarkt ist begrenzt. 
Auch wenn dies nicht zu einer direkten Existenzgefährdung landwirtschaftlicher Betriebe führt, 
ist es in der Regel doch eine Verringerung der Betriebsgrundlage mit einhergehenden finanzi-
ellen Verlusten. 
 
Hinweis für zukünftige Planungen in diesem Zusammenhang:  
Mit der Inanspruchnahme von landwirtschaftlichem Grund und Boden sollte sparsam und scho-
nend umgegangen werden. Es sollten vorrangig bereits versiegelte Flächen (Großparkplätze, 
Industriehallen, Dachflächen etc.) für den Ausbau der erneuerbaren Energien her- 
angezogen werden. Evtl. wären Agri-Photovoltaikanlagen eine Alternative. 
 
  
Erreichbarkeit von Nutzflächen und Hofstellen 
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Die Erreichbarkeit von Hofstellen wird nicht beeinträchtigt. 
Die Erreichbarkeit der angrenzenden Flurstücke während der Bauphase ist zu gewährleisten.  
Falls die Wege durch Baustellenfahrzeuge beschädigt werden, sind diese wieder instand zu 
setzen. 
Die Erreichbarkeit der angrenzenden Flurstücke (z.B. 194, 192, 172/2, 171(?), bisher Gewohn-
heitsrecht, Notwegerecht o.ä.(?)) ist zu gewährleisten. Bei Änderung des Wegenetzes ist auf 
die mögliche Anbindung der Flurstücke zu achten. Dabei sind Zufahrten und Weg ausreichend 
zu dimensionieren, damit mit üblicher landwirtschaftlicher Technik die Flächen angefahren wer-
den können. 
 
Bewirtschaftung von Nutzflächen 
  
Staubentwicklung u. ä. durch die ortsübliche Bewirtschaftung der angrenzenden Nachbarflä-
chen ist möglich und hinzunehmen. 
Eine Verschlechterung der Bewirtschaftbarkeit der angrenzenden Nachbarflächen z.B. Vernäs-
sungen oder Austrocknung, Beschattung, Beeinträchtigung durch Heckenwuchs usw.) ist aus-
zuschließen. 
Bei der Einzäunung der Photovoltaikanlagen sind die Grenzabstände so zu wählen, dass eine 
Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen konfliktlos möglich ist. 
 
Raumansprüche der Betriebe 
Keine. 
  
Widmung des Gebietes 
 
Die Flächen werden als Sondergebiet ausgewiesen.  
 
Rückbau 
Es sollte sichergestellt werden, dass nach Beendigung der Vertragslaufzeit beziehungsweise 
der Einstellung der Stromerzeugung mit der Freiflächenphotovoltaik, für den Betreiber der An-
lage eine Rückbauverpflichtung mit Rekultivierung (im Sinne des Bodenschutzgesetzes) der 
Fläche besteht und eine landwirtschaftliche Nutzung als Acker bzw. Grünland, den ursprüngli-
chen Ausgangsbedingungen entsprechend, ermöglicht wird. Ein Schad- oder Gefahrenstoffein-
trag auf den Flächen ist zu vermeiden. 
 
Wir verweisen auf die Hinweise des Bayerischen Staatsministerium für Wohnen,  
Bau und Verkehr für die Bau- und landesplanerische Behandlung von Freiflächen- 
Photovoltaikanlagen vom 10.12.2021.   
 
Insbesondere auf Pkt. 1.8 Rückbau von PV-Freiflächenanlagen / Vorhabenbezogener Bebau-
ungsplan ff. 
… 
Bei einer dauerhaften Nutzungsaufgabe der PV-Freiflächenanlage kann auch eine landwirtschaftliche An-

schlussnutzung durch entsprechende Vereinbarungen im Durchführungsvertrag zwischen Kommune und 

Vorhabenträger sichergestellt werden (s.o.). Nach einem Rückbau der Anlage können die Flächen grund-

sätzlich (wieder) uneingeschränkt landwirtschaftlich genutzt werden. Aus agrarstruktureller Sicht sollte 

bevorzugt eine möglichst uneingeschränkte landwirtschaftliche Nutzung erfolgen, um den Erhalt wert-

voller landwirtschaftlicher Nutzflächen sicherzustellen und den Flächenentzug für die Landwirtschaft 

möglichst gering zu halten. Ausgehend von einer vor der PV-Nutzung praktizierten landwirtschaftliche 

Nutzung handelt es sich im Kern eben nicht um eine Folgenutzung, sondern um die Wiederaufnahme der 

ursprünglichen Bewirtschaftung. Das Bewirtschaftungs- bzw. Pflege- und Ausgleichskonzept für die Zeit 

der Nutzung der Fläche als PV-Anlage ist aus agrarstruktureller Sicht auf die Wiederaufnahme einer mög-

lichst ungestörten landwirtschaftlichen Nutzung möglichst im Umfang der ursprünglich in Anspruch ge-

nommenen Fläche auszurichten. Es ist zudem ausgeschlossen, dass während der Zeit der Nutzung als PV-

Anlage Dauergrünland entsteht, für das das Umwandlungsverbot nach Art. 3 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 Bay-

NatSchG gilt (s. u.). Dieses ist nur dann einschlägig, wenn eine Fläche dauerhaft als Wiese, Mähweide 
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oder Weide genutzt wird. Das Verbot setzt eine landwirtschaftliche Nutzung der Fläche voraus. Bei Pho-

tovoltaik-Freiflächenanlagen, die vorrangig der Erzeugung von Strom aus Sonnenenergie dienen und bei 

denen Beweidung oder Mahd zur Pflege der Anlagefläche erfolgt (Ausnahme Agri-PV-Anlagen – weitere 

Ausführungen hierzu vgl. Gl. Nr. 3.3.) liegt eine solche landwirtschaftliche Nutzung nicht vor. Nach Ent-

fernung der PV-Anlage von der Fläche kann diese daher frühestens nach einer mindestens fünfjährigen 

landwirtschaftlichen (Nach-)Nutzung als Wiese, Mähweide oder Weide fünf Jahren zu Dauergrünland im 

Sinne des Art. 3 Abs. 4 Satz 2 BayNatSchG werden. 

… 
 
Eingriffsausgleich 
 
 
Wir verweisen auf die Hinweise des Bayerischen Staatsministerium für Wohnen,  
Bau und Verkehr für die Bau- und landesplanerische Behandlung von Freiflächen- 
Photovoltaikanlagen vom 10.12.2021.   
 
Insbesonder auf Pkt. 1.9 ff. 
 
…. 
bb) Vermeidung durch ökologische Gestaltungs- und Pflegemaßnahmen 

Durch ökologisch hochwertige Gestaltungs- und Pflegemaßnahmen auf der Anlagenfläche können erheb-

liche Beeinträchtigungen des Naturhaus-halts minimiert werden. Werden die Gestaltungs- und Pflege-

maßnahmen im Optimalfall flächendeckend umgesetzt, können erhebliche Beeinträchtigungen des Na-

turhaushalts komplett vermieden werden. 

Unter ökologisch hochwertig gestalteten und gepflegten PV-Freiflächenanlagen sind grundsätzlich Anla-

gen zu verstehen, auf denen ein extensiv genutztes, arten- und blütenreiches Grünland entwickelt und 

gepflegt 

- 25 - 

wird, das sich in Arten- und Strukturausstattung am Biotoptyp „Mäßig extensiv genutztes, artenreiches 
Grünland“ (= BNT G212) orientiert (s. a. Gl. Nr. 1.8. zur Nachnutzung). Darüber hinaus sind ergänzende 

Maßnahmen zur Einbindung in die Landschaft in Abhängigkeit von den konkreten örtlichen Verhältnissen 

erforderlich (s. c Vermeidung und Ausgleich Landschaftsbild). 

Für die Entwicklung und Pflege von arten- und blütenreichem Grünland sind folgende Maßgaben zu be-

achten: 

o Grundflächenzahl (= GRZ = Maß der baulichen Nutzung) ≤ 0,5 

o zwischen den Modulreihen mind. 3 m breite besonnte Streifen 

o Modulabstand zum Boden mind. 0,8 m 

o Begrünung der Anlagenfläche unter Verwendung von Saatgut aus gebietseigenen Arten bzw. lokal ge-

wonnenen Mähgut, 

o keine Düngung, 

o kein Einsatz von Pflanzenschutzmitteln, 

o 1- bis 2- schürige Mahd (Einsatz von insektenfreundlichen Mäh-werk, Schnitthöhe 10 cm) mit Entfer-

nung des Mähguts oder/auch 

o standortangepasste Beweidung oder/auch 

o Kein Mulchen 

Die Erfolgsaussichten für die dauerhafte Etablierung und den Erhalt von extensiv genutztem, artenreichen 

Grünland hängt maßgeblich von den örtlichen Standortbedingungen sowie einer standortgerechten Pflege 

ab. Insbesondere kann sich eine arten- und blütenreiche Vegetation nur bei passender Nährstoffversor-

gungssituation einstellen. Bei Standorten, auf denen der Boden aufgrund der vorherigen Nutzung als 

Acker oder intensiv genutztes Grünland hohe Nährstoffvorräte besitzt, wird dies ggf. wäh-rend der Ent-

wicklungsphase zusätzliche Mahddurchgänge im Sinne von Schröpfschnitten erfordern. 

Bei Einhaltung dieser Maßgaben und Umsetzung der genannten Maßnahmen kann, wenn der Aus-

gangszustand der Anlagenfläche gemäß Biotopwertliste als „intensiv genutzter Acker“ (BNT A11 
gemäß Biotopwert-liste) und/oder „intensiv genutztes Grünland“ (BNT G11 gemäß Biotopwert-
liste) einzuordnen ist, davon ausgegangen werden, dass i.d.R. keine erheblichen Beeinträchtigungen 

des Naturhaushalts verbleiben. In diesen Fällen entsteht kein Ausgleichsbedarf. 
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Auf die o.g. Vermeidungsmaßnahmen wurde in der Planung verzichtet, da die Planung die 
Grundflächenzahl 0,6 aufweist. 
Es wurde dann ein rechnerischer Ausgleich ermittelt von 60368 WP, der reduziert mit Vermei-
dungsmaßnahmen auf 48295 WP festgelegt wurde. Für die Ausgleichsmaßnahmen wurde ein 
rechnerischer Ausgleich von 55494 ermittelt. Damit eine „Überkompensation“ von 7199 WP. 
Diese WP sollten im Ökokonto festgehalten werden und für anderen Ausgleichsbedarf zur Ver-
fügung stehen. 
 
Aus Sicht des sparsamen Flächenverbrauches von landwirtschaftlichen Nutzflächen insgesamt 
wäre eine Planung wünschenswert, die dem o.g. Rechnung trägt. 
 
In diesem Zusammenhang erfolgt hier noch der Hinweis auf § 1a Absatz 2 BauGB und auf das 
Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) Aus-
fertigungsdatum: 29.07.2009, § 15 Verursacherpflichten, Unzulässigkeit von Eingriffen; Ermäch-
tigung zum Erlass von Rechtsverordnungen wonach mit landwirtschaftlichen Nutzflächen grund-
sätzlich sparsam umzugehen ist. Im Vorfeld sollte sichergestellt werden, dass die umgewidme-
ten Ausgleichsflächen dauerhaft den Ackerstatus behalten, unabhängig jegliche botanische Ent-
wicklung und Eintragung ins Ökoflächenkataster.  
 
Es sollten alle Möglichkeiten zur Reduzierung der Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen 
Nutzflächen ausgeschöpft werden. (z.B. Minimierungsmaßnahmen, multifunktionalem Aus-
gleich, Entsiegelungsmaßnahmen, sonstige Rückbaumaßnahmen oder Aufwertungsmaßnah-
men auf bereits vorhandenen Ausgleichs- und Biotopflächen). 
 
 
Ökokontoflächen 
 
Überschüssige Wertpunkte aus den Verfahren sollten in ein Ökokonto gegeben werden.  
Einbindung des AELF Roth-Weißenburg i. B. bei der Ausweisweisung von Ökokontoflächen, 
wenn diese auf landwirtschaftlichen Flächen entstehen. 
 
 

 
 
Stellungnahme Bereich Forsten, Jüstl, FR: 
Innerhalb des Satzungsgebietes liegt kein Wald i.S.d. § 2 Bundeswaldgesetz (BWaldG) i.V.m. 
Art. 2 Abs. 1 Bayerisches Waldgesetz (BayWaldG). 
 
Bei den nördlich an das Satzungsgebiet angrenzenden Flurstücken Nr. 175/0 und 176/0, Ge-
markung Treuf, handelt es sich um Wald i. S. d. § 2 Bundeswaldgesetz (BWaldG) i.V.m. Art. 2 
Abs. 1 Bayerisches Waldgesetz (BayWaldG). Aus den Planunterlagen geht hervor, dass der 
Abstand der geplanten Bebauung zum angrenzenden Waldbestand im Norden ca. 5 Meter 
umfasst. 
 
Erfahrungsgemäß erreichen Waldbäume im hiesigen Bereich Baumhöhen von 25 Meter. Die 
geplanten Anlagen befinden sich somit noch im Baumfallbereich des angrenzenden Waldbe-
standes. 
 
Für die geplanten Anlagen und sich dort aufhaltende Personen besteht im Baumfallbereich 
eine Gefährdung durch umstürzende Bäume, Baumabbrüche, herabfallende Äste, Waldbrand 
oder biologische Gefahren (z.B. Eichenprozessionsspinner). 
 
Für die betroffenen Waldbesitzenden ergeben sich durch die am Waldrand gelegene Bebau-
ung Bewirtschaftungserschwernisse sowie eine erhöhte Verkehrssicherungspflicht und ein hö-
heres Haftungsrisiko. 
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Auf diese, sich durch die geplante Bebauung ergebenden, Erschwernisse und das erhöhte 
Haftungsrisiko sollten die angrenzenden Waldbesitzenden durch die Gemeinde Kirchensitten-
bach dringend hingewiesen werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Hersbruck, den 03.05.2023  
 
gez.Horst Meier 
LAR 
 
 
 

 



BUND Naturschutz in Bayern e.V. 

Ortsgruppe Hersbrucker Land 

Poststr. 14, 91217 Hersbruck 

hersbruck@bund-naturschutz.de 

Tel.: 09151/905350 

 

 

 

 

 

Hersbruck, den 25.04.23 

 

Gemeinde Kirchensittenbach – Änderung Flächennutzungsplan und Bebauungsplan für das 

Sondergebiet „Freiflächenphotovoltaikanlage Treuf“ 

 

Stellungnahme 

 

Das Vorhaben wird grundsätzlich begrüßt. Auf Folgendes möchten wir hinweisen bzw. bitten 

wir zu berücksichtigen: 

 

- Wenn möglich, sollte eine extensive Beweidung mit Tieren (v.a. Schafe) eingerichtet 

werden. Dabei sollte der Tierbesatz von 0,3 GV / ha nicht überschritten werden. Wenn 

zur Niedrighaltung des natürlichen Aufwuchses zwischen den Modulen mit hohen 

Beweidungsdichten gepflegt wird, drohen die Grünlandflächen ebenso artenarm zu 

werden wie bei gemulchten Flächen. 

- Falls keine Beweidung möglich ist, sollte eine Mahd mit insektenfreundlicher Mähtechnik 

(z.B. Balkenmäher) unter und zwischen den Modulen höchstens zweimal im Jahr 

erfolgen. Um die Biodiversität zu erhöhen, kann eine gestaffelte Mahd sinnvoll sein. Es 

wird empfohlen, eine Teilfläche von 20 % im Wechsel nur alle zwei Jahre zu 

bewirtschaften (Rückzugsräume z.B. für Insekten).  

- Mulchen darf nicht erfolgen, da es zu einer Akkumulation der Nährstoffe führt! Das 

Erntegut soll stattdessen von der Fläche abgefahren werden. Die Flächen würden 

ansonsten in wenigen Jahren dicht bewachsen und von wenigen Grasarten dominiert 

sein. Die Flächen würden sich dann aus Artenschutzsicht kaum von Intensivgrünland 

unterscheiden. 

- Es sollte ein biologisches Monitoring mit Kartierung von Zielarten im ersten, dritten und 

fünften Betriebsjahr sowie alle weiteren 5 Jahre zur Einhaltung der Zielsetzungen 

erfolgen. Die Ergebnisse sollen der Unteren Naturschutzbehörde (auch für die Einpflege 

in die Datenbanken des Landesamtes für Umwelt) zur Verfügung gestellt werden. 

Alternativ dazu ist die Teilnahme an im Aufbau befindlichen Zertifizierungssystemen für 

naturverträgliche PV-Anlagen möglich (z.B. Triesdorfer Biodiversitätsstrategie – 



 

Biodiversität auf PV-Freiflächenanlagen oder die von der Deutschen Bundesstiftung 

Umwelt geförderte EULE-Zertifizierung). 

- Bislang dominiert bei der Projektierung von PV-Freiflächenanlagen das Kriterium 

Energieausbeute aus den Modulen. Weitere Faktoren, wie z.B. die Dauerkosten der 

Pflege, nachhaltige Nutzung des Mähguts und Wartung sollte aber bei der Planung 

ebenfalls einkalkuliert werden – damit diese später auch umgesetzt werden können. Im 

Planungsverfahren sollten auch – im Gegensatz zur bisherigen Praxis – bereits die 

Verteilung der Solarmodule bzw. ihre Aufständerung dargelegt werden. Nur so ist der für 

das ökologische Aufwertungspotential wichtige, wenn möglich weite Abstand der 

Modulreihen beurteilbar.  

 

 

Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren. 

 

 

gez. Heide Frobel 

1. Vorsitzende 
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Landesbund für Vogelschutz 

in Bayern e.V. (LBV) 

Verband für Arten- und  

Biotopschutz 

Vorsitzender: Dr. Norbert Schäffer  

Sitz: Hilpoltstein 

Gemeinnütziger, nach §63 BNatSchG     

anerkannter Naturschutzverband  

Amtsgericht Nürnberg 

VR 20103 

USt-IdNr.: DE 188861816 

(§27a Umsatzsteuergesetz) 

Sparkasse Mittelfranken Süd 

IBAN: DE47 7645 0000 0240 0118 33 

BIC: BYLADEM1SRS 

Raiffeisen – meine Bank eG 

IBAN: DE04 7606 9449 0008 9590 05 

BIC: GENODEF1FYS 

 

 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Betrifft: Photovoltaik-Freiflächenanlage östlich von Treuf, Gemeinde Kirchensittenbach 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

vielen Dank für die Möglichkeit zur Stellungnahme im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Be-

hörden gem. § 4 Abs. 1 BauGB bzw. der Öffentlichkeit gemäß §3 Abs. 1 BauGB.  

 

Grundsätzlich steht der LBV - Landesbund für Vogel- und Naturschutz in Bayern dem Ausbau von So-

laranlagen im Rahmen der Energiewende offen gegenüber. 

 

Hier sieht der LBV allerdings die Lage des Plangebietes im Naturpark Fränkische Schweiz und die teil-
weise Lage im Landschaftsschutzgebiet kritisch. In einer sonst weitgehend intakten, vielfältigen Kul-

turlandschaft, die als beliebte und gut frequentierte Erholungslandschaft dient, soll hier ein techni-

scher Fremdkörper eingebracht werden. Nach unserer Ansicht ist bei diesen Anlagen eine Konzentra-

tion auf weniger schutzwürdige Landschaften, in Anbindung an größere Siedlungen oder Gewerbeflä-

chen, entlang BABs und Bahnlinien etc. sinnvoll. 

Naturparke waren ursprünglich als „Vorbildlandschaften“ konzipiert. In Übereinstimmung mit den 

Vorgaben des Bundesnaturschutzgesetzes will der Verband Deutscher Naturparke (VDN) nach sei-

nem Eigenverständnis „dazu beitragen, Naturparke zu Vorbildlandschaften zu entwickeln, in denen 

eine hohe Lebens- und Erholungsqualität mit der Sicherung intakter Natur und Landschaft einher-

geht.“ (vergl. VDN, 2018, „Qualitätsoffensive Naturparke“). Diese Zielsetzung würde durch die ge-
plante PV-Anlage ausgesetzt werden. 

Der LBV fordert, die Planungen an einem anderen Standort mit geringerer Schutzwürdigkeit fortzu-

führen und den Naturpark hier als Vorbildlandschaft zu erhalten. 

 

LBV - Landesbund für Vogel- 

und Naturschutz in Bayern 

Bezirksgeschäftsstelle Mittelfranken 

Humboldtstraße 98 

90459 Nürnberg 

Telefon: 0911 / 45 47 37 

mittelfranken@lbv.de | 

mittelfranken.lbv.de  

 

Dr. Ralf Edler 

Bezirksgeschäftsstellenleitung  

E-Mail: ralf.edler@lbv.de 

Mobil: 0173 / 4275883 

LBV | Humboldtstraße 98 | 90459 Nürnberg 

 

Gemeinde Kirchensittenbach 

Rathausgasse 1 

91241 Kirchensittenbach 

 

info@kirchensittenbach.de 

26.04.2023  
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Im vorliegenden Fall wurde zudem mit einer speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) in das 

Planungsverfahren gegangen, die nur nach dem sogenannten „worst-case-Verfahren“ urteilt, aber 
auf eigene Kartierungen völlig verzichtet. Als Fachverband im Arten- und Naturschutz halten wir 

diese Herangehensweise in einem Gebiet, das von wertvollen biotopkartierten Feldgehölzen und He-

cken durchzogen ist, für nicht ausreichend. Die „Arbeitshilfe Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung“ 
(2020; Hrsgb. Bayerisches Landesamt für Umwelt) sieht für die Bestandserfassung am Eingriffsort 

eine Erfassung der Arten nach Methodenstandards vor, bei der geprüft wird, ob Arten „in der Ein-

griffsfläche tatsächlich vorkommen“ (Hervorhebung durch LBV). Worst-case-Betrachtungen sind im 

„Zweifelsfall“ zulässig, wenn sie „konkret und geeignet sind, den Sachverhalt angemessen zu berück-

sichtigen.“ 

Im Plangebiet besteht nach Auffassung des LBV keine Veranlassung sich mit dem „Zweifelsfall“ zu be-
gnügen, es ist offensichtlich, dass hier die größere Untersuchungstiefe eine fachlich korrekte Kartie-

rung um ein Vielfaches besser geeignet ist, das tatsächliche Vorkommen geschützter Arten und ihre 

Betroffenheit konkret zu beurteilen. 

Der LBV fordert hier eine saP basierend auf einer fachlich korrekten Kartierung. Außerdem fordert 

der LBV Auskunft darüber, ob Art und Umfang der Ermittlungen mit der zuständigen Behörden ab-

gesprochen wurden, und von dieser als ausreichend befunden wurden. 
 

Zusammenfassend sieht sich der LBV leider gezwungen, die Planungen am vorgesehenen Standort 

abzulehnen. 

Weitere Stellungnahmen im Verfahrensverlauf behalten wir uns vor. 

 

Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung. 

 

Im Auftrag der LBV-Kreisgruppe Nürnberg  

Mit freundlichen Grüßen 

 
 
 

Dr. Ralf Edler 
Leiter LBV Bezirksgeschäftsstelle Mittelfranken 
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Briefanschrift 
Postfach 6 06, 91511 Ansbach 
 
Frachtanschrift 
Promenade 27, 91522 Ansbach 

Dienstgebäude 
Promenade 27 
Weitere Gebäudeteile 
F Flügelbau 
Th Thörmerhaus 

Weiteres Dienstgebäude 
Bischof-Meiser-Str. 2/4 

Telefon 0981 53-0 
Telefax 0981 53-1456 
E-Mail poststelle@reg-mfr.bayern.de 
Internet 
http://www.regierung.mittelfranken.bayern.de 

Öffentliche Verkehrsmittel 
Bushaltestellen Schlossplatz 
oder Bahnhof der Stadt- und 
Regionallinien 

 

 

 
Gemeinde Kirchensittenbach; Landkreis Nürnberger Land; Flächennutzungsplan, Änderung 
(Freiflächenphotovoltaikanlage Treuf); Beteiligung der Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 
1 BauGB) 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die Regierung von Mittelfranken nimmt als höhere Landesplanungsbehörde anhand der von ihr in 
dieser Eigenschaft ausschließlich zu vertretenden überörtlich raumbedeutsamen Belange der 
Raumordnung und Landesplanung zu o.g. Flächennutzungsplanänderung wie folgt Stellung:  
 
Nordöstlich des Ortsteils Treuf soll eine Fläche von ca. 8,49 ha als Sonderbaufläche Freiflächen-
Photovoltaik dargestellt werden. Im Parallelverfahren wird der Bebauungsplan „Freiflächen-Photo-
voltaikanlage Treuf aufgestellt. 
  
Folgende Ziele und Grundsätze des Landesentwicklungsprogrammes Bayern (LEP) sind für das 
o.g. Vorhaben einschlägig:  
6.2.1 Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien (Z=Ziel) Erneuerbare Energien sind verstärkt zu 
erschließen und zu nutzen.  
6.2.3 Photovoltaik (G=Grundsatz) Freiflächen-Photovoltaikanlagen sollen möglichst auf vorbelaste-
ten Standorten realisiert werden.  
Gemäß Regionalplan Region Nürnberg (RP 7) 6.2.2.1 (Z) sollen die Möglichkeiten der direkten und 
indirekten Sonnenenergienutzung innerhalb der gesamten Region verstärkt genutzt werden. 
 
Bewertung aus landesplanerischer Sicht: 
Das o.g. Vorhaben steht mit dem Ziel 6.2.1 des Landesentwicklungsprogrammes (LEP) Bayern in 
Einklang, wonach erneuerbare Energien verstärkt zu erschließen und zu nutzen sind. Die Auswei-
sung von Flächen für die Errichtung von Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien hat jedoch 
raumverträglich unter Abwägung der berührten fachlichen Belange zu erfolgen. Freiflächen-Photo-
voltaikanlagen (PV) sollen möglichst auf vorbelasteten Standorten realisiert werden (Grundsatz 
6.2.3). Das Plangebiet wird derzeit landwirtschaftlich genutzt. Eine Vorprägung ist nicht gegeben. 
Im Rahmen einer Alternativenprüfung wurde dargestellt, dass entsprechend vorbelastete Standorte 
nicht vorhanden sind.  

REGIERUNG VON MITTELFRANKEN 
 

  

 

Regierung von Mittelfranken • Postfach 6 06 • 91511 Ansbach 
 

 

 
Per E-Mail 
Härtfelder IT GmbH 
Eisenbahnstraße 1 
91438 Bad Windsheim 

 

  

Ihr Zeichen 
Ihre Nachricht vom 

Unser Zeichen (Bitte bei Antwort angeben) 
Ihre Ansprechpartnerin/Ihr Ansprechpartner 

E-Mail: wolfgang.rauh@reg-mfr.bayern.de 

 
RMF-SG24-8314.01-154-1-12 
Herr Rauh 

Telefon  /  Fax 
0981 53- 

Erreichbarkeit 
Promenade 27 

Datum 

1687  /  981687 Zi. Nr. 452 05.05.2023 
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... 
 

Das östliche Teilgebiet befindet sich im Landschaftsschutzgebiet. Gemäß Ziel 7.1.3.5 des Regio-
nalplans der Region Nürnberg (RP7) sollen die bestehenden Landschaftsschutzgebiete innerhalb 
der Region langfristig in ihrem Bestand gesichert werden.  
 
Einwendungen aus landesplanerischer Sicht werden nicht erhoben, wenn die Landschaftsschutz-
gebietsausweisung dem Vorhaben nicht entgegensteht. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. 
 
Rauh 
Regierungsdirektor

 
 
 



 
 

... 
 
Briefanschrift 
Postfach 6 06, 91511 Ansbach 
 
Frachtanschrift 
Promenade 27, 91522 Ansbach 

Dienstgebäude 
Promenade 27 
Weitere Gebäudeteile 
F Flügelbau 
Th Thörmerhaus 

Weiteres Dienstgebäude 
Bischof-Meiser-Str. 2/4 

Telefon 0981 53-0 
Telefax 0981 53-1456 
E-Mail poststelle@reg-mfr.bayern.de 
Internet 
http://www.regierung.mittelfranken.bayern.de 

Öffentliche Verkehrsmittel 
Bushaltestellen Schlossplatz 
oder Bahnhof der Stadt- und 
Regionallinien 

 

 

 
Gemeinde Kirchensittenbach; Landkreis Nürnberger Land; Bebauungsplan Freiflächenpho-
tovoltaikanlage Treuf; Beteiligung der Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 1 BauGB) 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die Regierung von Mittelfranken nimmt als höhere Landesplanungsbehörde anhand der von ihr in 
dieser Eigenschaft ausschließlich zu vertretenden überörtlich raumbedeutsamen Belange der 
Raumordnung und Landesplanung zu o.g. Bebauungsplanentwurf wie folgt Stellung:  
 
Nordöstlich des Ortsteils Treuf soll eine Fläche von ca. 8,49 ha als Sondergebiet Freiflächen-Pho-
tovoltaikanlage ausgewiesen werden. Der Geltungsbereich gliedert sich in zwei Teilflächen mit 4,8 
ha und 3,69 ha. Im Parallelverfahren wird der Flächennutzungsplan geändert. 
  
Folgende Ziele und Grundsätze des Landesentwicklungsprogrammes Bayern (LEP) sind für das 
o.g. Vorhaben einschlägig:  
6.2.1 Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien (Z=Ziel) Erneuerbare Energien sind verstärkt zu 
erschließen und zu nutzen.  
6.2.3 Photovoltaik (G=Grundsatz) Freiflächen-Photovoltaikanlagen sollen möglichst auf vorbelaste-
ten Standorten realisiert werden.  
Gemäß Regionalplan Region Nürnberg (RP 7) 6.2.2.1 (Z) sollen die Möglichkeiten der direkten und 
indirekten Sonnenenergienutzung innerhalb der gesamten Region verstärkt genutzt werden. 
 
Bewertung aus landesplanerischer Sicht: 
Das o.g. Vorhaben steht mit dem Ziel 6.2.1 des Landesentwicklungsprogrammes (LEP) Bayern in 
Einklang, wonach erneuerbare Energien verstärkt zu erschließen und zu nutzen sind. Die Auswei-
sung von Flächen für die Errichtung von Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien hat jedoch 
raumverträglich unter Abwägung der berührten fachlichen Belange zu erfolgen. Freiflächen-Photo-
voltaikanlagen (PV) sollen möglichst auf vorbelasteten Standorten realisiert werden (Grundsatz 
6.2.3). Das Plangebiet wird derzeit landwirtschaftlich genutzt. Eine Vorprägung ist nicht gegeben. 
Im Rahmen einer Alternativenprüfung wurde dargestellt, dass entsprechend vorbelastete Standorte 
nicht vorhanden sind.  
 

REGIERUNG VON MITTELFRANKEN 
 

  

 

Regierung von Mittelfranken • Postfach 6 06 • 91511 Ansbach 
 

 

 
Per E-Mail 
Härtfelder IT GmbH 
Eisenbahnstraße 1 
91438 Bad Windsheim 

 

  

Ihr Zeichen 
Ihre Nachricht vom 

Unser Zeichen (Bitte bei Antwort angeben) 
Ihre Ansprechpartnerin/Ihr Ansprechpartner 

E-Mail: wolfgang.rauh@reg-mfr.bayern.de 

 
RMF-SG24-8314.01-154-10-2 
Herr Rauh 

Telefon  /  Fax 
0981 53- 

Erreichbarkeit 
Promenade 27 

Datum 

1687  /  981687 Zi. Nr. 452 05.05.2023 



 
 
 

- 2 - 
 

... 
 

Das östliche Teilgebiet befindet sich im Landschaftsschutzgebiet. Gemäß Ziel 7.1.3.5 des Regio-
nalplans der Region Nürnberg (RP7) sollen die bestehenden Landschaftsschutzgebiete innerhalb 
der Region langfristig in ihrem Bestand gesichert werden.  
 
Einwendungen aus landesplanerischer Sicht werden nicht erhoben, wenn die Landschaftsschutz-
gebietsausweisung dem Vorhaben nicht entgegensteht. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. 
 
Rauh 
Regierungsdirektor

 
 
 



 

 

 Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung 
 (§ 4 Abs. 1 Baugesetzbuch) 
            
                                                                                                                                                                                        
 Wichtiger Hinweis: 
 Mit der Beteiligung wird Ihnen als Träger öffentlicher Belange die Gelegenheit zur Stellungnahme im Rahmen Ihrer Zuständigkeit zu 

einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stellungnahme ist es, der Gemeinde die notwendigen Informationen für ein 
sachgerechtes und optimales Planungsergebnis zu verschaffen. Die Stellungnahme ist zu begründen; die Rechtsgrundlagen sind 
anzugeben, damit die Gemeinde den Inhalt nachvollziehen kann. Die Abwägung obliegt der Gemeinde. 

                                                                                                                                  
 

1. Gemeinde Kirchensittenbach 

  Flächennutzungsplan    - Änderung Bereich „Freiflächenphotovoltaikanlage Treuf"  

  mit Landschaftsplan 
 

  Bebauungsplan          für das Gebiet      

      
 mit Grünordnungsplan 

 
 dient der Deckung dringenden Wohnbedarfs   ja  nein 
 
 

  Satzung über den Vorhaben- und Erschließungsplan 
 

  Sonstige Satzung         

  Frist für die Stellungnahme:  (§ 4 BauGB)                   05.05.2023 
 Frist: 1 Monat (§ 2 Abs. 4 BauGB-MaßnahmenG) 

 

 
 

2. Träger öffentlicher Belange 

 Name / Stelle des Trägers öffentlicher Belange (mit Anschrift und Tel. Nr.) 
 
Wasserwirtschaftsamt Nürnberg, Postfach, 90041 Nürnberg, Tel. 0911/23609-220 
 

2.1  Keine Äußerung 
 
 

2.2  Ziele der Raumordnung und Landesplanung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 
BauGB auslösen 

 
 
 
 

2.3  Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren können, mit 
der Angabe des Sachstands 

 
 
 
 



 

 

2 
 

2.4 Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im 
Regelfall in der Abwägung nicht überwunden werden können (z.B. Landschafts- oder 
Wasserschutzgebietsverordnungen) 
 

  Einwendungen 
 
 
 

  Rechtsgrundlagen 

 

 

 

  Möglichkeiten der Überwindung (z.B. Ausnahmen oder Befreiungen)    

 

 

 

2.5  Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem 
o.g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 

 
 

   

           gez. 

Nürnberg, 04.05.2023                                                                      Preiß, BR 

Ort, Datum                                                                                         Unterschrift, Dienstbezeichnung 

 



 

 

 Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung 
 (§ 4 Abs. 2 Baugesetzbuch) 
            
                                                                                                                                                                                        
 Wichtiger Hinweis: 
 Mit der Beteiligung wird Ihnen als Träger öffentlicher Belange die Gelegenheit zur Stellungnahme im Rahmen Ihrer Zuständigkeit zu 

einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stellungnahme ist es, der Gemeinde die notwendigen Informationen für ein 
sachgerechtes und optimales Planungsergebnis zu verschaffen. Die Stellungnahme ist zu begründen; die Rechtsgrundlagen sind 
anzugeben, damit die Gemeinde den Inhalt nachvollziehen kann. Die Abwägung obliegt der Gemeinde. 

                                                                                                                                  
 

1. Gemeinde kirchensittenbach 

  Flächennutzungsplan         mit Landschaftsplan 
 
  

  Bebauungsplan          für das Gebiet      

      
 mit Grünordnungsplan 

 
 dient der Deckung dringenden Wohnbedarfs   ja  nein 
 
 

  Satzung über den Vorhaben- und Erschließungsplan Freiflächenphotovoltaikanlage Treuf 
 

  Sonstige Satzung         

  Frist für die Stellungnahme:  (§ 4 BauGB)                   05.05.2023 
 Frist: 1 Monat (§ 2 Abs. 4 BauGB-MaßnahmenG) 

 

 
 

2. Träger öffentlicher Belange 

 Name / Stelle des Trägers öffentlicher Belange (mit Anschrift und Tel. Nr.) 
 
Wasserwirtschaftsamt Nürnberg, Postfach, 90041 Nürnberg, Tel. 0911/23609-220 
 

2.1  Keine Äußerung 
 
 

2.2  Ziele der Raumordnung und Landesplanung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 
BauGB auslösen 

 
 
 
 

2.3  Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren können, mit 
der Angabe des Sachstands 

 
 
 
 



 

 

2 
 

2.4 Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im 
Regelfall in der Abwägung nicht überwunden werden können (z.B. Landschafts- oder 
Wasserschutzgebietsverordnungen) 
 

  Einwendungen 
 
 
 

  Rechtsgrundlagen 

 

 

 

  Möglichkeiten der Überwindung (z.B. Ausnahmen oder Befreiungen)    

 

 

 

2.5  Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem 
o.g. Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage 

 
 
- Die Solarfarmen sollten auf Wiesen / Weiden und nicht auf Brachflächen angelegt werden. 
 
- Der Bewuchs sollte gut gepflegt werden und möglichst dicht sein. Es muss vermieden werden, 
dass die Grasnarbe zerstört wird. Das gilt ganz besonders für die Abtropfbereiche der Panele (die 
besonders anfällig für Störungen während des Bauprozesses sind). 
 
 
- Die Panele sollten so konstruiert sein, dass sie auf der gesamten Kantenlänge abtropfen können 
und nicht nur an den Eckpunkten. 
 
- Während des Baus sollten Bodenkompaktierungen durch schweres Gerät und eine Zerstörung des 
Bewuchses möglichst vermieden werden. Ggf. muss nach dem Bau nachgebessert werden. 
Regelmäßiges Befahren mit schwerem Gerät sollte ebenfalls vermieden werden. 
 
 

   

           gez. 

Nürnberg, 04.05.2023                                                                      Preiß, BR 

Ort, Datum                                                                                         Unterschrift, Dienstbezeichnung 

 


